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1 EINLEITUNG 

1.1 Planungserfordernis 

Im Jahre 2003 wurde der Bebauungsplan Nr. 47 „Gewerbegebiet Hoferweg/ II“ aufgestellt. Zwischen-
zeitlich wurde das Baugebiet erschlossen und bebaut. In diesem Zusammenhang ist der Eigentümer 
der Gemarkung Birgden, Flur 9, Flurstück 368 mit der Planungsabsicht an die Gemeinde getreten, 
Teile der nordwestlich angrenzenden Gemarkung Birgden, Flur 9, Flurstück 377 in sein Grundstück 
einzubeziehen. Hierdurch sollen die Möglichkeiten zur Erweiterung eines bestehenden Betriebsge-
ländes eröffnet werden. 

Im bestehenden Bebauungsplan werden die für die Erweiterung vorgesehenen Flächen als „Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ festgesetzt. Durch das hier-
mit verbundene Pflanzgebot sollte ein attraktiver Landschaftsrand gegenüber der seinerzeit nord-
westlich angrenzenden, freien Landschaft ausgebildet. Zwischenzeitlich wurden die an dieser Stelle 
angrenzenden Flächen jedoch ebenfalls erschlossen, sodass sich der Landschaftsrand nicht mehr an 
dieser Stelle befindet. Zugleich könnte die beantragte Bebauungsplanänderung zu einer Nachver-
dichtung beitragen, was zu einer Schonung bisher unvorbelasteter Flächen an anderer Stelle beitra-
gen würde und aus landesplanerischer Sicht – z.B. unter Berücksichtigung des Ziels 6.1-1 „Flächen-
sparende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung“ des LEP NRW – zu begrüßen ist. Vor diesem 
Hintergrund wird die beantragte Änderung von Seiten der Gemeine Gangelt begrüßt. 

Unter der Berücksichtigung des bestehenden Bebauungsplanes ist die Umsetzung des geplanten 
Vorhabens nicht möglich, da die Fläche als „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen“ festgesetzt wird. Diese sind daher aufzuheben und die entsprechenden 
Flächen sind als „Gewerbegebiet“ festzusetzen. In diesem Zusammenhang sollen zudem die im Be-
bauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen an den zwischenzeitlich umgebauten Bestand angepasst 
werden. Es besteht ein Planungserfordernis gemäß § 1 Abs. 3 BauGB. 

1.2 Planungsziel 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung eines 
bestehenden Betriebsgeländes durch Festsetzung eines „Gewerbegebietes“. Die im bestehenden 
Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen sollen – ebenfalls im Sinne der Nachverdichtung – an den 
veränderten Zuschnitt des „Gewerbegebietes“ angepasst werden. 

1.3 Beschreibung des Plangebietes 

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung umfasst die Gemarkung Birgden, Flur 9, Flurstück 
368, 376 sowie Teile der Flurstücke 377 und 380. Es umfasst eine Fläche von ca. 4.444 m². 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Anders als im Luftbild dargestellt wird im nördlich 
angrenzenden Bereich derzeit die Nutzung eines Mischgebietes realisiert. Im Osten schließen eine 
Heckenbepflanzung sowie die freie Feldflur an die verfahrensgegenständlichen Flächen an. Im Süden 
und Westen grenzen gewerbliche Nutzungen an. Entlang der westlichen Plangebietsgrenze verläuft 
zudem die Straße „Hoferweg“.  
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Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelbe Linie) sowie des Geltungsbereiches des gesamten Be-
bauungsplanes (grüne Linie) (Land NRW, 2020) 

1.4 Planverfahren gemäß § 13a BauGB 

Vorliegend handelt es sich um ein Verfahren zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47. Gemäß 
§ 13a Abs. 4 BauGB kann auch die Änderung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren er-
folgen. Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens ist gemäß § 13a Abs. 1 BauGB an diverse Zu-
gangsvoraussetzungen gebunden. Deren Vorliegen wird nachfolgend überprüft. 

• Das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB kommt nur bei Maßnahmen der Nachverdich-
tung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 
in Betracht 

Für eine Innenentwicklung insbesondere auch in Betracht kommen „[…] innerhalb des Sied-
lungsbereichs befindliche Gebiete mit einem Bebauungsplan, der in Folge notwendiger Anpas-
sungsmaßnahmen geändert oder durch einen neuen Bebauungsplan abgelöst werden soll.“ 
(Battis/Krautzberger/Löhr/Battis BauGB § 13a Rn. 4). Dies ist vorliegend der Fall, da ein beste-
hendes „Gewerbegebiet“ im räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes erweitert 
werden soll. Hierdurch wird eine Nutzung planungsrechtlich abgesichert, die ansonsten an an-
derer, mit hoher Wahrscheinlichkeit bisher unvorbelasteter Stelle realisiert werden müsste. 

• Eine Anwendung des beschleunigten Verfahrens i.S.d. § 13a BauGB ist im Regelfall nur bis zu 
einer im Bebauungsplan festgesetzten Grundfläche von weniger als 20.000 m² zulässig. Sofern 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, ist eine festgesetzte Grundfläche 
von bis zu 70.000 m² zulässig. 

„Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundfläche noch eine Größe der Grund-
fläche festgesetzt, ist bei Anwendung des [§13a Abs. 1] Satzes 2 [BauGB] die Fläche maßgeblich, 
die bei Durchführung des Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird.“ Wird hingegen eine 
Grundfläche im Bebauungsplan festgesetzt, so ist bei der Bewertung der Frage, ob die zuläs-
sige Grundfläche überschritten wird, allein die voraussichtlich versiegelte Fläche in den 
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Baugebieten maßgeblich. Die Versieglung anderer Flächen, z.B. von Verkehrsflächen, ist in die-
sem Fall unerheblich. (vgl. BVerwG, Urt. v. 8. 12. 2016 – 4 CN 4.16)  

Der räumliche Geltungsbereich des vorliegenden Verfahrens umfasst eine Fläche von 
4.444 m². Somit werden die vorgenannten Schwellenwerte, unter alleiniger Betrachtung des 
Änderungsbereiches, in jedem Fall unterschritten. 

Darüber hinaus ist jedoch auch auf die insgesamt versiegelte Fläche abzustellen, also nicht nur 
auf die Fläche, die durch den Bebauungsplan der Innenentwicklung neu versiegelt wird (Krautz-
berger, aaO, Rn. 56). Der bestehende Bebauungsplan Nr. 47 umfasst eine Gesamtfläche von 
ca. 20.000 m². Hiervon sind zunächst die im Bebauungsplan festgesetzten „Straßenverkehrs-
flächen“ zu subtrahieren. Die verbleibenden Flächen dürfen lediglich zu 80% versiegelt wer-
den. Damit wird der o.g. Schwellenwert von 20.000 m² auch unter Berücksichtigung des Räum-
lichen Geltungsbereichs des Ursprungsbebauungsplans unterschritten. 

• Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder 
nach Landesrecht unterliegen. 

Schwellenwerte für die Pflicht zur Durchführung einer UVP ergeben sich aus Anlage 1 zum 
UVPG. Allgemeine Bauvorhaben mit UVP-Pflicht werden unter Punkt 18 der Anlage 1 zum UVPG 
geführt. Demnach besteht für sonstige bauliche Anlagen im bisherigen Außenbereich, mit ei-
ner festgesetzten Größe der Grundfläche von insgesamt 100.000 m² die Pflicht zur Durchfüh-
rung einer UVP. Ab einer Grundfläche von 20.000 m² ist eine Allgemeine Vorprüfung durchzu-
führen. Da es sich beim Plangebiet um einen Innenbereich handelt und beide Schwellenwerte 
unterschritten werden, ist eine Pflicht zur Durchführung einer UVP vorliegend nicht gegeben. 

• Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b) BauGB genannten Schutzgüter bestehen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbeson-
dere auch die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes zu beachten. Vorliegend ist davon auszugehen, dass die Erhal-
tungsziele und Schutzzwecke von Natura 2000-Gebieten durch die Planung nicht beeinträch-
tigt werden (vgl. Kapitel 2.2 dieser Begründung). 

• Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-
fällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beachten sind. 

„Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vor-
gesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von 
schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebs-
bereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-
nen dienenden Gebiete […], so weit wie möglich vermieden werden.“ (vgl. § 50 Satz 1 BImSchG) 
Gemäß § 3 Abs. 1 BImSchG handelt es sich bei schädlichen Umwelteinwirkungen um Immissi-
onen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. Ge-
mäß Artikel 3 Nr. 13 der Richtlinie 2012/18/EU handelt es sich bei schweren Unfällen um ein 
Ereignis — z. B. eine Emission, einen Brand oder eine Explosion größeren Ausmaßes —, das sich 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=155014171064194696&sessionID=12311731201639430165&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=139663,2#jurabs_6
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aus unkontrollierten Vorgängen in einem unter diese Richtlinie fallenden Betrieb ergibt, das 
unmittelbar oder später innerhalb oder außerhalb des Betriebs zu einer ernsten Gefahr für 
die menschliche Gesundheit oder die Umwelt führt und bei dem ein oder mehrere gefährliche 
Stoffe der Richtlinie beteiligt sind. Betriebe, die zu entsprechenden Umwelteinwirkungen oder 
Unfällen führen könnten, sind im näheren und weiteren Umfeld des Plangebiets nicht vorhan-
den und werden durch die Planung nicht begründet. 

Die Zugangsvoraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB werden somit vollständig erfüllt. Vom beschleu-
nigten Verfahren soll vorliegend Gebrauch gemacht werden. Demnach stehen die nachfolgenden 
Verfahrenserleichterungen zur Verfügung: 

• Von der Frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB kann abgesehen wer-
den. Der betroffenen Öffentlichkeit sowie den berührten Behörden und sonstigen Trägern öf-
fentlicher Belange kann Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gege-
ben werden. Wahlweise kann die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. die Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden.  

• Der Bebauungsplan kann, wenn er von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, 
auch aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geord-
nete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der 
Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen. 

• Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Planes zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a 
Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 

• Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird von der Umweltprüfung, von dem 
Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach abgesehen; Die Überwachung der erheb-
lichen Umweltauswirkungen entfällt. Die Betrachtung der wesentlichen Umweltbelange bleibt 
hiervon unberührt. 

Von den vorgenannten Verfahrenserleichterungen soll vorliegend Gebrauch gemacht werden. 

2 PLANUNGSRECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Übergeordnete Planvorgaben 

Gemäß dem Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Aachen kann der 
räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 47 einem „Allgemeinen Siedlungsbereich“ zuge-
ordnet werden (Bezirksregierung Köln, 2016). Im bestehenden Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Gangelt werden die verfahrensgegenständlichen Flächen als „Gewerbliche Bauflächen“ dargestellt. 
Vorgaben zu dem Zuschnitt von Baugrenzen werden weder durch den Regionalplan noch durch den 
Flächennutzungsplan getroffen. Insofern sind Konflikte mit den Vorgaben dieser übergeordneten 
Pläne nicht erkennbar. 
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2.2 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach 
sind der Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 
BNatSchG), Nationalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 
25 BNatSchG), Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Naturdenk-
mäler (§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich geschützte 
Biotope (§ 30 BNatSchG) und Natura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung und 
Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit zu untersuchen.  

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 
BNatSchG). Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und 
geschützte Landschaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Unteren Naturschutzbehörden 
festgesetzt (vgl. § 7 LNatSchG). 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Landschaftsplanes 
III/7 – Geilenkirchener Lehmplatte. Da für die Flächen jedoch bereits ein Bebauungsplan besteht, ist 
der Landschaftsplan gem. § 20 Abs. 3 LNatSchG NRW für diesen Bereich außer Kraft getreten, sodass 
vorliegend keine der vorgenannten Schutzgebiete oder Erhaltungsziele festgesetzt sind. 

Zur Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von Natur-
parken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich ge-
schützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „NRW Umweltdaten vor Ort“ 
zurückgegriffen (MULNV NRW, 2020a). Eine Überlagerung mit entsprechenden Gebieten besteht 
demnach nicht. 

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnis-
stand allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-
Gebiet handelt es sich um das FFH-Gebiet „Teverener Heide“, welches sich ca. 5,8 km südlich des 
Plangebietes befindet. „Von einer erheblichen Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten durch in 
Flächennutzungsplänen darzustellende Bauflächen im Sinne des § 1 Abs. 1 BauNVO/§ 5 Abs. 2 BauGB 
und in Bebauungsplänen auszuweisende Baugebiete im Sinne des § 1 Abs. 2 BauNVO/ § 9 Abs. 1 BauGB 
kann bei Einhaltung eines Mindestabstands von 300 m zu den Gebieten in der Regel nicht ausgegan-
gen werden.“  (MKULNV NRW, 2016) Damit ist eine direkte Beeinträchtigung nicht zu erwarten. Zudem 
lässt das Planvorhaben keine Auswirkungen, z.B. eine erhebliche Veränderung der Grundwasserneu-
bildungsrate oder einen erheblichen Schadstoffausstoß erwarten, die zur Annahme führen, dass mit 
einer mittelbaren Beeinträchtigung zu rechnen bzw. der Regeluntersuchungsabstand zu erhöhen ist. 

Allgemein sind Natura-2000-Gebiete insbesondere empfindlich gegenüber direkten Eingriffen oder 
unmittelbar benachbarten Vorhaben. Daneben besteht eine Empfindlichkeit gegenüber Eingriffen in 
verbindende Flugkorridore zwischen verschiedenen Natura-2000-Gebieten; beispielsweise durch 
Beeinträchtigung von Trittsteinbiotopen und Rastplätzen oder durch Umsetzung von Vorhaben mit 
einer möglichen Barrierewirkung. Aufgrund der eher geringwertigen, ökologischen Ausprägung der 
im Plangebiet vorhandenen Biotope und anthropogener Störung durch angrenzende Bauarbeiten ist 
eine Bedeutung als Trittsteinbiotop oder Rastplatz jedoch nicht ersichtlich. Des Weiteren finden der-
zeit Bautätigkeiten statt. Die damit verbundenen Störwirkungen sind so hoch, dass das Vorhanden-
sein eines Trittsteinbiotops ausgeschlossen werden kann. Ebenso werden Vorhaben mit möglicher 
Barrierewirkung durch die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung ausgeschlossen. 
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Zusammenfassend sind Konflikte mit den vorliegend relevanten, naturschutzfachlichen Schutzgebie-
ten nicht ersichtlich. 

2.3 Wasserschutzgebiete 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus den besonderen, wasserwirtschaftlichen Bestim-
mungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Demnach sind Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heil-
quellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG), Risikogebiete außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserentstehungsgebiete (§ 78d WHG) bei der Pla-
nung und Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. Zur Beschrei-
bung und Bewertung einer möglichen Betroffenheit wird auf das elektronische wasserwirtschaftliche 
Verbundsystem für die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW zurückgegriffen (MULNV NRW, 2020b).  

Demnach wird das Plangebiet von keinen festgesetzten oder geplanten Trinkwasserschutz- und 
Überschwemmungsgebieten überlagert. Heilquellen sind im linksrheinischen NRW nicht vorhanden 
und insofern mit abschließender Sicherheit nicht von der Planung betroffen. Hochwasserentste-
hungsgebiete werden gemäß § 78d Abs. 2 WHG von den Ländern durch Rechtsverordnung festge-
setzt. Dies ist in NRW aktuell noch nicht erfolgt. 

2.4 Bisheriger Planinhalt 

Der gegenwärtig rechtswirksame Bebauungsplan Nr. 47 setzt für den räumlichen Geltungsbereich 
zeichnerisch folgendes fest:  

• „Gewerbegebiet“ als Art der baulichen Nutzung 

• Ein Maß der baulichen Nutzung, welches durch maximal drei Vollgeschosse, eine Grundflä-
chenzahl von 0,7 sowie eine Geschossflächenzahl von 2,0 bestimmt wird 

• Überbaubare Grundstücksflächen, die durch Baugrenzen definiert werden 

• Straßenverkehrsflächen mit Straßenbegrenzungslinie 

• Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

• Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Die textlichen Festsetzungen sind dem Planwerk zu entnehmen. 

3 ÄNDERUNG DER PLANUNGSRECHTLICHEN 
FESTSETZUNGEN 
Der Bebauungsplan Nr. 47 trifft für den räumlichen Geltungsbereich der 2. Änderung unterschiedli-
cher Festsetzungen. Im nachfolgenden werden diejenigen Festsetzungen beschrieben, die im Rah-
men des vorliegenden Verfahrens geändert werden. Eine Änderung der weiteren Festsetzungen ist 
zur Umsetzung der Planungsziele nicht erforderlich. 



Gemeinde Gangelt 
Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 „Gewerbegebiet Hoferweg/ II“ 

 
 
 

7 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 
(§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flächen Gemarkung Birgden, Flur 9, Flurstück 368, 376 
sowie Teile der Flurstücke 377 und 380. Es wurden diejenigen Flächen in den räumlichen Geltungs-
bereich einbezogen, die unmittelbar für die planungsrechtliche Absicherung der geplanten Nutzung 
oder deren Erschließung erforderlich sind. 

3.2 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung eines 
bestehenden Betriebsgeländes durch Festsetzung eines „Gewerbegebietes“. Zur Erfüllung dieses 
Ziels ist es erforderlich, das im bestehenden Bebauungsplan festgesetzte „Gewerbegebiet“ auf die 
nordwestlich daran angrenzenden, bisher festgesetzten „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ zu erweitern. 

3.3 Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Um die durch die Erweiterung des „Gewerbegebietes“ entstehenden Flächenpotentiale tatsächlich 
nutzen zu können, ist es erforderlich, die bisher festgesetzten Baugrenzen ebenfalls zu erweitern. Im 
bestehenden Bebauungsplan halten die Baugrenzen einen Abstand von 3,0 m zu den nordwestlich 
angrenzenden „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ ein. 
Von dieser Grundkonzeption soll im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanänderung nicht abge-
wichen werden. Dementsprechend werden die Baugrenzen so geändert, dass sie einen Abstand von 
3,0 m gegenüber den verbleibenden „Straßenverkehrsflächen“ einhalten. 

3.4 Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die südwestlich an das verfahrensgegenständliche „Gewerbegebiet“ angrenzenden „Öffentlichen 
Verkehrsflächen“ wurden zwischenzeitlich umgebaut. In diesem Zusammenhang werden die Festset-
zungen des Bebauungsplanes an den tatsächlich vorhandenen Bestand angepasst. 

4 HINWEISE 
Der nachfolgende Hinweis bezieht sich auf die Einsichtnahme von Vorschriften und wird aus Gründen 
der Rechtssicherheit in den Bebauungsplan aufgenommen. 

1. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) werden im Rathaus der Gemeinde Gangelt zu jedermanns Einsicht während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bereitgehalten. 
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Die weiteren Hinweise werden in Bezug auf den Natur- und Artenschutz in den Bebauungsplan auf-
genommen. 

2. Bauzeitenregelung 

Durch eine Bauzeitenregelung ist sicherzustellen, dass die Baufeldräumung sowie die erfor-
derlichen Freischnitte von Vegetation außerhalb der Aktivitätszeit potenziell betroffener Vo-
gel- und Fledermausarten (01. März bis 30. September) durchgeführt werden. Die Gehölze 
sind vor Entfernung durch eine geeignete Fachkraft auf vorhandene Brutstätten zu kontrol-
lieren. Im Falle eines Besatzes sind mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreis Heinsberg 
geeignete Maßnahmen abzustimmen. 

3. Vorsorgender Bodenschutz 

• Abfälle aller Art, die während der Bauarbeiten anfallen (Gebinde, Verpackung etc.) sind ord-
nungsgemäß zu entsorgen; es sind die Bestimmungen der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 
Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen und die Richtlinie für die Anlage von 
Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen 
und Tieren bei Baumaßnahmen (RAS-LP4) in den jeweiligen gültigen Fassungen unbedingt zu 
beachten. 

• Baubedingt beanspruchte Flächen sind unter Berücksichtigung der baulichen und gestalte-
rischen Erfordernisse nach Beendigung der Baumaßnahme wiederherzustellen; es sind die 
Bestimmungen der DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei 
Baumaßnahmen und die Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Ab-
schnitt 4 „Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren bei Baumaßnahmen (RAS-
LP4) in den jeweiligen gültigen Fassungen unbedingt zu beachten. 

• Der Oberboden ist abzuschieben und getrennt vom übrigen Bodenaushub zu lagern. Der 
Boden ist nach Möglichkeit vor Ort wieder zu verwenden. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterbo-
den in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. 
Nähere Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 bezüglich des Bodenabtrags und 
der Oberbodenlagerung. Es sind die Bestimmungen der DIN 18915 in den jeweiligen gültigen 
Fassungen unbedingt zu beachten. 

• Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen ge-
trennt vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schichten unter-schiedlicher Aus-
gangssubstrate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn der 
Baumaßnahmen sind Bereiche für die Materialhaltung und Oberbodenzwischenlagerung zur 
Minimierung der Flächenbeeinträchtigung abzugrenzen. Die geltenden Bestimmungen nach 
DIN 19731 sind zu berücksichtigen. 

• Eine Kontamination von Boden und Wasser während des Baubetriebs ist durch entspre-
chende Maßnahmen zu vermeiden. Für den Bebauungsplan gilt, dass nach § 4 Abs. 1 
BBodSchG in Verbindung mit § 7 BBodSchG sich jeder so zu verhalten hat, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.  

• Einsatz natürlicher Schüttgüter; für den Bebauungsplan gilt, dass nach § 4 Abs. 1 BBodSchG 
in Verbindung mit § 7 BBodSchG sich jeder so zu verhalten hat, dass schädliche Bodenver-
änderungen nicht hervorgerufen werden. 

Der nachfolgende Hinweis wird in Folge der Stellungnahme des Kreises Heinsberg vom 19.04.2021 in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
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4. Wasserrechtliche Erlaubnis 

Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe ver-
wendet werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau dieser Baustoffe beim Landrat des Kreises 
Heinsberg – untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Aus-
künfte hierzu erhalten Sie beim Landrat des Kreises Heinsberg - untere Wasserbehörde - 
Tel.-Nr. 0 24 52/13-61 45 und -61 58. 

5 PLANDATEN 
Flächenbilanz 

Festsetzung 
Fläche in m² (ca.) 

Gesamtfläche  
Voraussichtliche 

Versiegelung 
 

Bestand 
Gewerbegebiet 3.518 2814 
Straßenverkehrsfläche 530 530 
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 

396 0 

Summe 4.444 3.344 
 

Planung 
Gewerbegebiet 3.813 3.050 
Straßenverkehrsfläche 631 631 
Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 

0 0 

Summe 4.444 3.681 
Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

6 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Gemäß 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird von der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht 
sowie von der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind abgesehen. Die 
Pflicht zur Beschreibung der wesentlichen Auswirkungen des Bebauungsplanes gemäß § 2a Satz 2 Nr. 
1 BauGB bleibt hiervon unberührt. 

6.1 Ausgleich 

Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Planes zu erwarten sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 
3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
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6.2 Artenschutz 

Unter Berücksichtigung des § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB werden von der Befreiung von den Ausgleich-
serfordernissen nur die Eingriffe im Sinne der Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
erfasst. Kompensationserfordernisse nach anderen Regelungen, z.B. denen des besonderen Arten-
schutzes nach dem Bundesnaturschutzgesetz bleiben unberührt.  

Die Belange des besonderen Artenschutzes betreffen sowohl Tier- als auch Pflanzenarten. Da inner-
halb von NRW lediglich 6 planungsrelevanten Pflanzenarten1 bestimmt wurden, diese sehr spezifische 
Habitatanforderungen aufweisen und jeweils nur sehr wenige Vorkommen bekannt sind, besteht zu-
nächst kein Anfangsverdacht für ein Vorkommen dieser Arten im Plangebiet. Ein diesbezügliches Ein-
treten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG kann ausgeschlossen werden. Vor diesem 
Hintergrund wird die weitere Betrachtung auf das Schutzgut Tiere beschränkt.  

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ist bisher überwiegend 
unbebaut. Durch das Plangebiet verläuft ein teilversiegelter Wirtschaftsweg sowie eine Heckenpflan-
zung aus überwiegend heimischen Gehölzen. Die restlichen Bereiche sind mit Gras bewachsen. Die 
bestehenden Gehölze mit dichter Baum- und Strauchschicht, können eine Funktion als Ansitz- und 
Singwarte, Ruheplatz und Nahrungshabitat für Vögel erfüllen. Mitunter können sie auch als Fortpflan-
zungsstätten insbesondere für häufige Allerweltsarten dienen. Durch den Straßenverkehr des Hofer-
weges sowie der angrenzende Gewerbe- und Mischnutzung bestehen anthropogene Störwirkungen. 
Mit Vorkommen störempfindlicher Arten ist somit nicht zu rechnen. 

In Bezug auf den Artenschutz wurde als Informationsbasis die Liste der planungsrelevanten Arten des 
LANUV (Landesamt für Natur Umwelt und Verbraucherschutz NRW) für den Quadranten 3 des Mess-
tischblattes 4902 hinzugezogen. Demnach besteht ein Anfangsverdacht für ein Vorkommen der 
nachfolgenden, planungsrelevanten Arten 

Planungsrelevante Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4902 

Art 
Status 

Erhaltungs-
zustand in 
NRW (ATL) 

Wissenschaftlicher 
Name Deutscher Name 

Säugetiere 

Eptesicus serotinus 
Breitflügelfleder-
maus Nachweis ab 2000 vorhanden U- 

Myotis emarginatus Wimperfledermaus Nachweis ab 2000 vorhanden S 

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus Nachweis ab 2000 vorhanden G 

Plecotus auritus Braunes Langohr Nachweis ab 2000 vorhanden G 

Vögel 

Accipiter nisus Sperber Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G 

Alauda arvensis Feldlerche Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U- 

Asio otus Waldohreule Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Athene noctua Steinkauz Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G- 

 
1 Das Konzept der „planungsrelevanten Arten“ ist ein pragmatischer Ansatz zur Abschichtung des im Rahmen einer Artenschutzprüfung 
(ASP) zu bewältigenden Artenspektrums. Planungsrelevante Arten sind eine naturschutzfachlich begründete Auswahl derjenigen ge-
schützten Arten, die bei einer ASP im Sinne einer Art-für-Art-Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind. Das LANUV bestimmt die für 
Nordrhein-Westfalen planungsrelevanten Arten nach einheitlichen naturschutzfachlichen Kriterien. Quelle: MWEBWV NRW und 
MKULNV NRW, 2010 
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Buteo buteo Mäusebussard Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G 

Carduelis cannabina Bluthänfling Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden unbek. 

Circus aeruginosus Rohrweihe Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Coturnix coturnix Wachtel Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Cuculus canorus Kuckuck Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U- 

Delichon urbica Mehlschwalbe Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Falco tinnunculus Turmfalke Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G 

Hirundo rustica Rauchschwalbe Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Passer montanus Feldsperling Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Perdix perdix Rebhuhn Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden S 

Pernis apivorus Wespenbussard Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U 

Serinus serinus Girlitz Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden unbek. 

Streptopelia turtur Turteltaube Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden S 

Strix aluco Waldkauz Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G 

Sturnus vulgaris Star Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden unbek. 

Tringa ochropus Waldwasserläufer 
Nachweis 'Rast/Wintervorkommen' ab 2000 
vorhanden G 

Tyto alba Schleiereule Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden G 

Vanellus vanellus Kiebitz Nachweis 'Brutvorkommen' ab 2000 vorhanden U- 
Tabelle 2: Planungsrelevante Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4902; Quelle: LANUV NRW 

Ein potenzielles Vorkommen der planungsrelevanten Arten im Bereich der Messtischblätter bedeutet 
jedoch nicht, dass diese Arten auch tatsächlich im Plangebiet anzutreffen sind. Die spezifische Emp-
findlichkeit potentiell vorhandener Tierarten ist maßgeblich von der Habitateignung des Plangebietes 
für die jeweiligen Arten abhängig. Die jeweilige Eignung wird in der nachfolgenden Tabelle zusammen-
gefasst. 

Planungsrelevante Arten für Quadrant 3 im Messtischblatt 4902 

Art Lebensräume und Habitatelemente 
Habitateignung des Plangebie-

tes 

Säugetiere 

Gebäudefledermäuse 

Breitflügelfledermaus 

Überwiegend Siedlungs- und siedlungsnahen Be-
reich. Fortpflanzungsgesellschaften befinden sich 
an und in Spaltenverstecken oder Hohlräumen 
von Gebäuden (z.B. Fassadenverkleidungen, Zwi-
schendecken, Dachböden, Dachpfannen). Ein-
zelne Männchen beziehen neben Gebäudequar-
tieren auch Baumhöhlen, Nistkästen oder Holz-
stapel. 

keine Habitateignung 
Innerhalb des Plangebietes 

sind keine Gebäude vorhan-
den. 

Wimperfledermaus 

halboffenen Parklandschaften mit Waldgebieten 
vor allem in Siedlungsnähe. Als Wochenstuben 
werden ausschließlich Gebäudequartiere genutzt 
(z.B. größere warme Dachböden von Kirchen und 
Schlössern, Viehställe). 

Zwergfledermaus 
strukturreiche Landschaften, vor allem auch in 
Siedlungsbereichen als Kulturfolger. Als 
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Sommerquartiere und Wochenstuben werden 
fast ausschließlich Spaltenverstecke an und in 
Gebäuden aufgesucht. Genutzt werden Hohl-
räume unter Dachpfannen, Flachdächern, hinter 
Wandverkleidungen, in Mauerspalten oder auf 
Dachböden. Baumquartiere sowie Nistkästen 
werden ebenfalls bewohnt. 

Waldfledermäuse 

Braunes Langohr 

unterholzreiche, mehrschichtige lichte Laub- und 
Nadelwälder mit einem größeren Bestand an 
Baumhöhlen. Als Wochenstuben werden neben 
Baumhöhlen und Nistkästen oftmals auch Quar-
tiere in und an Gebäuden (Dachböden, Spalten) 
bezogen. Die Männchen schlafen auch in Spalten-
verstecken an Bäumen und Gebäuden. 

keine Habitateignung. 
Es sind keine Waldflächen vor-
handen. Auch an Baumhöhlen, 
Nistkästen und Gebäuden fehlt 

es im Plangebiet. 

Vögel 

Offenlandarten 

Feldlerche 
reich strukturiertes Ackerland, extensiv genutzte 
Grünländer und Brachen sowie größere Heidege-
biete. 

keine Habitateignung 
Innerhalb des Plangebietes 

befinden sich durch die Ge-
hölze vertikale Strukturen, wel-
che Offenlandarten meiden. In 
der näheren Umgebung sind 

zudem durch die vorhandenen 
Gebäude weitere, vertikale 

Strukturen zu finden. 

Steinkauz 

offene und grünlandreiche Kulturlandschaften 
mit einem guten Höhlenangebot. Als Jagdgebiete 
werden kurzrasige Viehweiden sowie Streuobst-
gärten bevorzugt. Für die Bodenjagd ist eine nied-
rige Vegetation mit ausreichendem Nahrungsan-
gebot von entscheidender Bedeutung. 

Rebhuhn 

offene, gerne auch kleinräumig strukturierte Kul-
turlandschaften mit Ackerflächen, Brachen und 
Grünländern. Wesentliche Habitatbestandteile 
sind Acker- und Wiesenränder, Feld- und Weg-
raine sowie unbefestigte Feldwege. 

Kiebitz 

offener Grünlandgebiete und bevorzugt feuchte, 
extensiv genutzte Wiesen und Weiden. Seit eini-
gen Jahren besiedelt er verstärkt auch Ackerland. 
Bei der Wahl des Neststandortes werden offene 
und kurze Vegetationsstrukturen bevorzugt. 

Wachtel 

offene, gehölzarme Kulturlandschaften mit aus-
gedehnten Ackerflächen vor. Besiedelt werden 
Ackerbrachen, Getreidefelder (v.a. Winterge-
treide, Luzerne und Klee) und Grünländer mit ei-
ner hohen Krautschicht, die ausreichend Deckung 
bieten. Standorte auf tiefgründigen Böden wer-
den bevorzugt. Wichtige Habitatbestandteile sind 
Weg- und Ackerraine sowie unbefestigte Wege 
zur Aufnahme von Insektennahrung und Magen-
steinen. Das Nest wird am Boden in flachen Mul-
den zwischen hoher Kraut- und Grasvegetation 
angelegt. 

Vogelarten der halboffenen Feldlfur 
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Waldohreule 

halboffene Parklandschaften mit kleinen Feldge-
hölzen, Baumgruppen und Waldrändern. Darüber 
hinaus kommt sie auch im Siedlungsbereich in 
Parks und Grünanlagen sowie an Siedlungsrän-
dern vor. Im Winterhalbjahr kommen Waldohreu-
len oftmals an gemeinsam genutzten Schlafplät-
zen zusammen. Als Jagdgebiete werden struktur-
reiche Offenlandbereiche sowie größere Wald-
lichtungen aufgesucht. 

Geringe Habitateignung 
Im Westen und Süden befin-

den sich bereits Gebäude und 
auch die nördlich gelegenen 
Flächen werden derzeit be-

baut, sodass offene Bereiche 
in der Umgebung zukünftig nur 
noch in östlicher Richtung zu 

finden sind. 

Bluthänfling 

offene mit Hecken, Sträuchern oder jungen Koni-
feren bewachsene Flächen und einer samentra-
genden Krautschicht. In NRW sind dies z.B. he-
ckenreiche Agrarlandschaften, Heide-, Ödland- 
und Ruderalflächen. Seit der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts aber hat sich die Präferenz auch 
in die Richtung urbaner Lebensräume, wie Gär-
ten, Parkanlagen und Friedhöfe verschoben. 

Feldsperling 

halboffene Agrarlandschaften mit einem hohen 
Grünlandanteil, Obstwiesen, Feldgehölzen und 
Waldrändern. Darüber hinaus dringt er bis in die 
Randbereiche ländlicher Siedlungen vor, wo er 
Obst- und Gemüsegärten oder Parkanlagen be-
siedelt. 

Rohrweihe 

halboffene bis offene Landschaften und ist viel 
enger an Röhrichtbestände gebunden als die ver-
wandte Wiesenweihe. Brutplätze liegen in den 
Verlandungszonen von Feuchtgebieten, an Seen, 
Teichen, in Flussauen und Rieselfeldern mit grö-
ßeren Schilf- und Röhrichtgürteln 

Wespenbussard 

reich strukturierte, halboffene Landschaften mit 
alten Baumbeständen. Der Horst wird auf Laub-
bäumen in einer Höhe von 15 bis 20 m errichtet, 
alte Horste von anderen Greifvogelarten werden 
gerne genutzt. 

Turteltaube 

offene, bis halboffene Parklandschaften mit ei-
nem Wechsel aus Agrarflächen und Gehölzen. Die 
Brutplätze liegen meist in Feldgehölzen, baumrei-
chen Hecken und Gebüschen, an gebüschreichen 
Waldrändern oder in lichten Laub- und Mischwäl-
dern. Im Siedlungsbereich kommt die Turteltaube 
eher selten vor, dann werden verwilderte Gärten, 
größere Obstgärten, Parkanlagen oder Friedhöfe 
besiedelt. Das Nest wird in Sträuchern oder Bäu-
men in 1 bis 5 m Höhe angelegt. 

Siedlungs- und Kulturfolger 

Sperber  

abwechslungsreiche, gehölzreiche Kulturland-
schaften mit einem ausreichenden Nahrungsan-
gebot an Kleinvögeln. Bevorzugt werden halbof-
fene Parklandschaften mit kleinen Waldinseln, 
Feldgehölzen und Gebüschen. Reine Laubwälder 
werden kaum besiedelt. Im Siedlungsbereich 

Habitateignung 
Es handelt sich beim Plange-
biet um eine Kulturlandschaft 

mit Gehölzbestand, bei der 
unmittelbar angrenzend Ge-
bäude vorhanden sind. Die 
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kommt er auch in mit Fichten bestandenen Park-
anlagen und Friedhöfen vor. 

Habitateignung besteht jedoch 
nur für störunempfindliche Ar-
ten, da die Gewerbenutzungen 
zur Vergrämung führen kön-

nen. 

Mehlschwalbe 

Kulturfolger in menschlichen Siedlungsbereichen. 
Als Koloniebrüter bevorzugt sie freistehende, 
große und mehrstöckige Einzelgebäude in Dör-
fern und Städten. Die Lehmnester werden an den 
Außenwänden der Gebäude an der Dachunter-
kante, in Giebel-, Balkon- und Fensternischen 
oder unter Mauervorsprüngen angebracht. In-
dustriegebäude und technische Anlagen (z.B. 
Brücken, Talsperren) sind ebenfalls geeignete 
Brutstandorte. Als Nahrungsflächen werden in-
sektenreiche Gewässer und offene Agrarland-
schaften in der Nähe der Brutplätze aufgesucht. 

Turmfalke 

offenen strukturreichen Kulturlandschaften, oft in 
der Nähe menschlicher Siedlungen vor. Selbst in 
großen Städten fehlt er nicht, dagegen meidet er 
geschlossene Waldgebiete. Als Nahrungsgebiete 
suchen Turmfalken Flächen mit niedriger Vegeta-
tion wie Dauergrünland, Äcker und Brachen auf. 

Rauchschwalbe 

extensiv genutzte, bäuerliche Kulturlandschaft. 
Die Besiedlungsdichte wird mit zunehmender 
Verstädterung der Siedlungsbereiche geringer. In 
typischen Großstadtlandschaften fehlt sie. Die 
Nester werden in Gebäuden mit Einflugmöglich-
keiten (z.B. Viehställe, Scheunen, Hofgebäude) aus 
Lehm und Pflanzenteilen gebaut. 

Schleiereule 

halboffenen Landschaften, die in engem Kontakt 
zu menschlichen Siedlungsbereichen stehen. Als 
Jagdgebiete werden Viehweiden, Wiesen und 
Äcker, Randbereiche von Wegen, Straßen, Grä-
ben sowie Brachen aufgesucht. Als Nistplatz und 
Tagesruhesitz werden störungsarme, dunkle, ge-
räumige Nischen in Gebäuden genutzt, die einen 
freien An- und Abflug gewähren (z.B. Dachböden, 
Scheunen, Taubenschläge, Kirchtürme). Bewohnt 
werden Gebäude in Einzellagen, Dörfern und 
Kleinstädten. 

Gewässervogelarten 

Waldwasserläufer 
Flüssen, Seen, Kläranlagen, aber auch Wiesen-
gräben, Bächen, kleineren Teichen und Pfützen 

Keine Habitateignung 
Innerhalb des Plangebietes so-

wie im direkten Umfeld sind 
keine Gewässerstrukturen vor-

handen. 
Vogelarten ohne festgelegte Lebensräume oder Mischvarianten 

Mäusebussard 

nahezu alle Lebensräume der Kulturlandschaft, 
sofern geeignete Baumbestände als Brutplatz 
vorhanden sind. Bevorzugt werden Randbereiche 
von Waldgebieten, Feldgehölze sowie Baumgrup-
pen und Einzelbäume, in denen der Horst in 10 bis 
20 m Höhe angelegt wird. Als Jagdgebiet nutzt der 

Keine Habitateignung 
Es sind keine Bäume vorhan-
den, in denen ein Horst in ei-
ner Höhe von 10 bis 20 m an-

gelegt werden kann. 
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Mäusebussard Offenlandbereiche in der weiteren 
Umgebung des Horstes. 

Kuckuck 

fast alle Lebensräume, bevorzugt in Parkland-
schaften, Heide- und Moorgebieten, lichten Wäl-
dern sowie an Siedlungsrändern und auf Indust-
riebrachen antreffen. Der Kuckuck ist ein Brut-
schmarotzer. Das Weibchen legt jeweils ein Ei in 
ein fremdes Nest von bestimmten Singvogelar-

ten. 

Habitateignung 
Da der Kuckuck in fast allen 

Lebensräumen vorkommt, eig-
net sich das Plangebiet als Ha-
bitat, sofern Nester von ande-

ren Vögeln vorhanden sind. 

Girlitz 

Lebensraum Stadt für diese Art von besonderer 
Bedeutung, da hier zu jeder Jahreszeit ein milde-

res und trockeneres Mikroklima herrscht als in 
ländlichen Gebieten. Eine abwechslungsreiche 

Landschaft mit lockerem Baumbestand findet er 
in der Stadt auf Friedhöfen und in Parks und 

Kleingartenanlagen. Der bevorzugte Neststandort 
befindet sich in Nadelbäumen. 

keine Habitateignung 
Es handelt sich weder um ein 

städtisches Gebiet mit mildem, 
trockenem Mikroklima, noch 
handelt es sich um eine ab-

wechslungsreiche Landschaft 
mit lockerem Baumbestand. 
Nadelbäume sind ebenfalls 

nicht vorhanden. 

Waldkauz 

strukturierten Kulturlandschaften mit einem gu-
ten Nahrungsangebot. Besiedelt werden lichte 
und lückige Altholzbestände in Laub- und 
Mischwäldern, Parkanlagen, Gärten oder Friedhö-
fen, die ein gutes Angebot an Höhlen bereithalten. 
Als Nistplatz werden Baumhöhlen bevorzugt, 
gerne werden auch Nisthilfen angenommen. 

Geringe Habitateignung 
Das Plangebiet ist nicht struk-
turreich, es fehlt an Bäumen 

und Nistmöglichkeiten. 

Star 

Vielzahl von Lebensräumen. Als Höhlenbrüter be-
nötigt er Gebiete mit einem ausreichenden Ange-
bot an Brutplätzen (z.B. ausgefaulte Astlöcher, 
Buntspechthöhlen) und angrenzenden offenen 
Flächen zur Nahrungssuche. Ursprünglich ist die 
Art wohl ein Charaktervogel der mit Huftieren be-
weideten, halboffenen Landschaften und feuch-
ten Grasländer gewesen. Durch bereitgestellte 
Nisthilfen brütet dieser Kulturfolger auch immer 
häufiger in Ortschaften, wo ebenso alle erdenkli-
chen Höhlen, Nischen und Spalten an Gebäuden 
besiedelt werden. 

Geringe Habitateignung 
Das Plangebiet bietet kein aus-
reichendes Brutplatzangebot. 

Tabelle 3: Habitateignung des Plangebietes für die planungsrelevanten Arten für Quadrant 3 des Messtischblattes 4902 

Für einige Vogelarten besteht eine generelle Habitateignung. Insgesamt ist jedoch zu beachten, dass 
die Fläche durch die anthropogene Nutzung bereits vorbelastet und damit nicht störungsfrei ist. Das 
Plangebiet ist als Habitat somit hauptsächlich für Kulturfolger und siedlungsangepasste Arten geeig-
net, die unempfindlich gegenüber gewerblichen Nutzungen sind.  

Durch die Umsetzung des Vorhabens werden vorhandene Gehölzbestände vollständig entfernt. Zu-
gleich stellen die Gehölzstrukturen ein potenzielles Habitat für unterschiedliche Tierarten dar. Zu 
beachten ist jedoch, dass der Standort bereits heute anthropogen vorbelastet ist und sich nur als 
Habitat für störunempfindliche Arten eignet. Im Rahmen der Rodungsmaßnahmen werden die po-
tenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten jedoch vollständig entfallen. 
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Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Tiere der besonders oder streng geschützten 
Arten bzw. europäische Vogelarten mitsamt ihrer Lebensstätten zu beeinträchtigen. Eine Betrach-
tung von Jagdhabitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zunächst unberück-
sichtigt bleiben (vgl. BVerwG, Besch. V. 13.03.2008 – 9 VR 10.07). Ausgenommen sind Jagdhabitate, 
deren Beeinträchtigung den Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzung- und Ruhestätten ge-
fährdet bzw. Individuen die Nahrungsgrundlage in einer solchen Form entzieht, dass diese verhun-
gern und damit indirekt getötet werden. Da Jagdhabitate mit spezieller oder besonderer Ausprägung 
im Plangebiet nicht vorhanden sind, liegt dieser Ausnahmetatbestand vorliegend nicht vor. 

Eine Tötung oder Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann zudem unter Berücksichtigung 
einer Bauzeitenregelung ausgeschlossen werden. Durch diese ist sicherzustellen, dass die Baufeld-
räumung sowie die erforderlichen Freischnitte von Vegetation außerhalb der Aktivitätszeit potenziell 
betroffener Vogel- und Fledermausarten (01. März bis 30. September) durchgeführt werden. Die Ge-
hölze sind vor Entfernung durch eine geeignete Fachkraft auf vorhandene Brutstätten zu kontrollie-
ren. Im Falle eines Besatzes sind mit der Unteren Naturschutzbehörde des Kreis Heinsberg geeignete 
Maßnahmen abzustimmen. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Diese Begründung ist Bestandteil des Beschlusses mit dem der Rat der Gemeinde Gangelt am 
………………………… die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 47 „Gewerbegebiet Hoferweg/ II“ als Sat-
zung beschlossen hat. 
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